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Kurzfassung – Abstract 

Qualität in Fahreignungsberatung und 
fahreignungsfördernden Maßnahmen 

Die Transparenz der MPU, und damit des gesam­
ten Systems des Führerscheinrückerhalts, stand in 
der Vergangenheit vielfach in der Kritik. Einen we­
sentlichen Beitrag zur Erhöhung der Transparenz 
liefert die frühzeitige Aufklärung der Betroffenen. 
Hierzu hatte die BASt im Rahmen einer Arbeits­
gruppe neutrale Informationen rund um die MPU für 
die Zielgruppen Alkohol-, Drogen- und Punkteauf­
fällige zusammengetragen und im Internet 
(www.bast.de/mpu) bereitgestellt. 

Ein diese Maßnahme sinnvoll ergänzender Schritt 
in Richtung Transparenz wären (rechtliche) Rege­
lungen im Bereich der Fahreignungsberatung und 
fahreignungsfördernden Maßnahmen. Hierzu hat 
das BMVI die BASt beauftragt, die Arbeitsgruppe 
fortzusetzen, um ein Konzept zur Qualitätssiche­
rung zu entwickeln. 

Von der Arbeitsgruppe der BASt wird eine Bera­
tungspflicht bei jedem Entzug/Verzicht der Fahr ­
erlaubnis als Voraussetzung für die Neuerteilung 
als sinnvolle Maßnahme zur Erhöhung der Ver­
kehrssicherheit empfohlen. Zu einer Verankerung 
der Beratung im Normensystem wird vorgeschla­
gen, dass der Nachweis über die Teilnahme bei An­
tragstellung auf Neuerteilung einer Fahrerlaubnis 
vorgelegt werden müsse. Die Beratungsinhalte soll­
ten dann in der Fahrerlaubnisverordnung (FeV) 
definiert sein und die Behörde müsste unmittelbar 
nach Kenntnis des belastenden Ereignisses den 
Betroffenen auf die Beratungsverpflichtung hinwei­
sen. So hätte man eine kostengünstige und indivi­
duell angemessene Variante als ersten Schritt zur 
Förderung der Fahreignung. 

Eine solche Erstberatung sollte anbieterneutral er­
folgen. Eine Anerkennung von Beratern kann ana­
log der §§ 36, 43 FeV oder § 4a StVG erfolgen. Da 
es im Bereich der gesetzlich geregelten verkehrs­
psychologischen Tätigkeiten äußerst ähnliche Qua­
lifikationsanforderungen gibt, jedoch auf jedwede 

Zugunsten einer besseren Lesbarkeit wurde für Personen­
bezeichnungen auf die generisch feminine Form verzichtet – 
es sind jedoch Personen beiderlei Geschlechts gemeint. 

Tätigkeit beschränkte Anerkennungsverfahren zu 
durchlaufen sind, wäre ein einheitliches Anerken­
nungs- und Überwachungsverfahren wünschens­
wert. Operationalisiert werden könnte dies im Rah­
men eines Paragraphen „Verkehrspsychologen-§ 
(VerkehrsPsych§)“, der im StVG verankert wird. 

Quality assurance in counselling measures for 
the improvement of the behavioural fitness to 
drive 

Transparency of the German system of driving 
license reinstatement including the Medical 
Psychological Assessment was a critical issue in 
the past. Early information of the persons 
concerned contributed essentially to increasing 
transparency. There-fore, the Federal Highway 
Research Institute (BASt) collected neutral 
information by means of an interdisciplinary 
working group for the target groups of alcohol, drug 
and demerit point offender and established a 
website to provide the information 
(www.bast.de/mpu). 

(Legal) Regulations in the area of counselling 
measures for the improvement of the behavioural 
fitness to drive would be an additional and 
reasonably complementing step towards increased 
transparency. Thus, the Federal Ministry of 
Transport and Digital Infrastructure (BMVI) 
commissioned the BASt to continue the activities of 
the working group in order to develop a concept for 
quality assurance in this area. 

The BASt’s working group considers mandatory 
counselling after each revocation of the driving 
license prior to reinstatement as a worthwhile 
measure to improve traffic safety. For implementing 
mandatory counselling into the legal system it is 
suggested that a certificate of attendance should be 
a needful requirement for license applica-tion. 
Contents of the counselling session should be 
defined by the Regulation on the right to drive (FeV) 
and the competent driving licensing authority 
should inform the offender as soon as possible 
about compulsory counselling. This would lead to a 
cost-efficient and individually adequate alternative 

1 

www.bast.de/mpu
www.bast.de/mpu
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towards the improvement of the behavioural fitness 
to drive. 

The counselling should be performed provider­
neutral. The authorization of counsel-lors may 
follow the examples for authorization of counsellors 
according to §§ 36, 43 FeV or § 4a Road Traffic Act 
(StVG). As there are very similar requirements for 
quali-fication in the whole field of legally regulated 
traffic psychological activities, but only restricted 
authorizations for each activity, a unified 
authorization and surveillance procedure for all 
traffic psychological activities is recommended. 
This could be opera-tionalized by implementing a 
paragraph for traffic psychologists (TrafficPsych§) 
in the StVG. 
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1 Einleitung 

Die Voraussetzungen für den Erhalt einer Fahr ­
erlaubnis sind im § 2 Straßenverkehrsgesetz 
(StVG) geregelt. Hiernach erteilt die zuständige 
Fahrerlaubnisbehörde eine Fahrerlaubnis, wenn 
der Bewerber seinen Wohnsitz im Inland, das er­
forderliche Mindestalter und die Befähigung zum 
Führen von Kraftfahrzeugen hat, Erste Hilfe leisten 
kann und zum Führen von Kraftfahrzeugen geeig­
net ist. Damit wird deutlich, dass es einen grundle­
genden Unterschied zwischen der Eignung und der 
Befähigung gibt – Eignung und Befähigung über­
schneiden sich nicht einmal in Teilbereichen. Die 
Befähigung muss der Erstbewerber dabei anhand 
der theoretischen und praktischen Prüfung nach­
weisen, die körperliche Eignung anhand eines 
Sehtests (für Fahrzeuge der Gruppe 2 ist zusätz­
lich ein Gutachten über die körperliche und geis­
tige Eignung notwendig, sowie eine Bescheinigung 
oder ein Zeugnis über das Sehvermögen). Die er­
forderliche charakterliche Eignung eines Bewer­
bers um die Fahrerlaubnis wird vorausgesetzt und 
nur anhand eines Auszugs aus dem Fahreig­
nungsre-gister (ehemals Verkehrszentralregister­
auszug, VZR-Auszug) gescreent. Ein weiterrei­
chendes Screening anhand eines Bundeszentral­
registerauszugs (BZR-Auszug) als Eignungsüber­
prüfung erfolgt nur in dem Fall, dass sich Anhalts­
punkte ergeben, die auf Eignungszweifel hindeu­
ten (z. B. wenn der zuständigen Behörde Straf ­
taten, Alkohol- oder Drogenverstöße in der Ver­
gangenheit bekannt geworden sind). Nur beim Er­
werb einer Fahrerlaubnis der D-Klassen wird die 
Vorlage eines BZR-Auszugs wegen der sich aus 
dem Erwerb ergebenden besonderen Verantwor­
tung bei der Beförderung von Fahrgästen regelmä­
ßig gefordert. In der Regel wird die Fahrerlaubnis 
für alle anderen Klassen jedoch ohne weitergehen­
de Überprüfungen erteilt. Der Bewerber erhält 
somit in gewisser Weise einen „Vertrauensvor­
schuss“ durch die erteilende Behörde und darf am 
motorisierten Straßenverkehr teilnehmen. Durch 
wiederholte Verkehrsauffälligkeiten, Straftaten, 
Alkohol- oder Drogenverstöße kann es zur Entzie­
hung der Fahrerlaubnis aufgrund von Eignungs­
mängeln kommen – der Führerscheininhaber hat 
dadurch das entgegengebrachte Vertrauen der Be­
hörde verwirkt. Durch die Entziehung der Fahr ­
erlaubnis kommt das zuständige Gericht oder die 
zuständige Fahrerlaubnisbehörde dem verfas­
sungsmäßig begründetem Schutzauftrag des Staa­
tes nach Art. 2 Satz 1 Grundgesetz (GG) nach. 

Die Begutachtung der Fahreignung (Medizinisch-
Psychologische Untersuchung, MPU) ist ein wich­
tiges Verfahren bei Erwerb und Erhalt der Fahr ­
erlaubnis zum Nachweis der (wieder erlangten) 
Eignung und damit ein elementares Instrument 
der Verkehrssicherheit. Sie dient der Abwehr von 
Gefahren, die von ungeeigneten (Kraft-)Fah­
rern im Straßenverkehr ausgeht, denn das 
Sicherheits risiko von bereits auffällig gewordenen 
Fahrern ist um ein Vielfaches höher als das 
von unauffälligen Straßenverkehrsteilnehmern 
(SCHADE, 2005). 

KLIPP (2012) hat die statistische Prävalenz be­
stimmter Ereignisse im Straßenverkehr anhand 
einer Sonderauswertung des Kraftfahrt-Bundes­
amts (KBA) der Mitteilungszugänge in den Jahren 
2007, 2008 und 2009 berechnet: bei einer Aus­
gangslage von geschätzten 53 Mio. Fahrerlaub­
nisinhabern fielen ca. 27,5 % innerhalb von drei 
Jahren mit einem „bepunkteten“ Verkehrsverstoß 
im Verkehrszentralregister (VZR, seit 1.5.2014 
Fahreignungsregister, FAER) auf. Keine zwei 
Prozent (1,8 %) sind im selben Zeitraum schuld­
haft in einen Unfall verwickelt, knapp über ein 
Prozent (1,2 %) werden mit einer Alkohol- oder 
Drogenauffälligkeit im KBA aktenkundig. Nicht ein­
mal einem Prozent (0,7 %) wird die Fahrerlaubnis 
entzogen und bezieht man die MPU-Statistik aus 
den Jahren 2007-2009 als Berechnungsgrundlage 
mit ein, sind nur etwas mehr als ein halbes Pro­
zent aller Fahr erlaubnisinhaber (0,55 %) zur MPU 
erschienen2. 

Setzt man diese Zahlen in Bezug zu einer aktuell 
laufenden Verkehrsbewährungsstudie der Bundes­
anstalt für Straßenwesen (BASt) (KLIPP, 2013), die 
die Wiederauffallenshäufigkeit nach Neuerteilung 
einer Fahrerlaubnis untersucht (N = 66.391), wird 
das extreme Sicherheitsrisiko der bereits auffällig 
gewordenen Fahrer deutlich: fast dreiviertel 
(73,7 %) der Fahrer, denen die Fahrerlaubnis 
wegen des Erreichens der 18-Punkteschwelle 
(§ 4 Abs. 3 Nummer 3 StVG, seit 1.5.2014 8-Punk­
teschwelle nach § 4 Abs. 5 Nummer 3) entzo­
gen worden war (im Folgenden als Punktetäter 

2 Wenn man voraussetzt, dass jede durchgeführte MPU eine 
andere Person betraf, was sicher nicht ganz die Realität 
widerspiegelt. Man kann davon ausgehen, dass der Pro­
zentsatz derer, die zur MPU erschienen sind, darunter liegt, 
da negativ Begutachtete sicher öfter innerhalb des Drei-Jah­
res-Zeitraums an der MPU teilgenommen haben. 
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Bild 1: Häufigkeiten und statistische Häufigkeit der Ereignisse „schuldhafte Unfallverwicklung“ und „(erneute) Entziehung der Fahr­
erlaubnis 

bezeichnet), fallen in den ersten drei Jahren nach 
Neuerteilung erneut mit einem Verkehrsverstoß 
auf. Das ist immerhin auch bei fast 40 % (39,9 %) 
der Drogenauffälligen und fast 35 % (34,4 %) der 
Alkoholauffälligen der Fall. In der Gruppe der 
Sonstigen3 werden immerhin fast 45 % (44,4 %) 
erneut mit einem Verstoß im VZR registriert. Alle 
Tätergruppen sind somit signifikant häufiger (wie­
der) auffällig als die statistische Häufigkeit der 
53 Mio. Fahrerlaubnisinhaber erwarten lässt. Ein 
ebenso hohes Risiko ergibt sich auch für andere 
Verkehrsauffälligkeiten. Fast zehn Prozent (8,8 %) 
der Punktetäter und fast je fünf Prozent der Alko­
hol- (4,1 %) und Drogenauffälligen (4,6 %; Sons ­
tige = 5,8 %) sind schulhaft in einem Unfall ver­
wickelt. Auch diese Zahlen liegen signifikant über 
der statis tischen Häufigkeit aller Führerschein ­
besitzer. Für (erneute) Alkohol- und Drogenauffäl­
ligkeiten ergibt sich ein ähnliches Bild. Alkohol-, 
Drogenfahrer und die Gruppe der Sonstigen treten 
zu fast zehn Prozent (Alkohol = 8 %, Drogen = 
9,6 %, Sonstige = 8,2 %) erneut mit Alkohol- oder 
Drogenverstößen in Erscheinung und fast sechs 
Prozent (5,8 %) der Punktetäter fallen so erneut 
auf. In Beziehung zur statistischen Prävalenz aller 

Hierunter fallen Personen, deren Grund für die Fahrerlaub ­
nisentziehung nicht eindeutig der Gruppe Alkohol, Drogen 
oder Punkte zuzuordnen war, z. B. sonstige Verkehrsstraf ­
taten, Anordnung der Teilnahme an einem Aufbauseminar 
nicht nachgekommen, etc. 

Fahrerlaubnisbesitzer ergeben diese Zahlen auch 
durchweg ein signifikant erhöhtes Risiko. Glück ­
licherweise muss man fast sagen, wird allen Tä­
tergruppen auch signifikant häufiger die Fahr ­
erlaubnis wieder entzogen (Alkohol = 6,5 %, Dro­
gen = 9,3 %, Punkte = 4,7 %, Sonstige = 10,2 %; 
s. Bild 1). 

2	 Die medizinisch-psycholo ­
gische Untersuchung (MPU) 

2.1	 Fahreignung – Eignungszweifel – 
Begutachtung 

Geeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen ist wer 
keine erheblichen körperlichen Mängel aufweist, 
über die erforderliche intellektuelle, psychisch­
funktionale und/oder psychophysische Leistungs­
fähigkeit verfügt sowie notwendige Einstellungen 
und Verhaltensweisen bzw. Persönlichkeitsmerk­
male mitbringt. 

Anlass für eine MPU sind in der Regel durch Tat­
sachen begründete Zweifel an der Eignung. Meist 
hat der Kraftfahrer erheblich oder wiederholt 
gegen verkehrsrechtliche Vorschriften oder gegen 
Strafgesetze verstoßen. Überwiegend betrifft dies 
Fälle mit einer Fahrt unter erheblicher Alkoholisie­
rung bzw. wiederholte Trunkenheitsfahrten oder 
eine Teilnahme am Straßenverkehr unter dem Ein­
fluss von Drogen (vgl. §§ 11 – 14 Fahrerlaubnis­

3 
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Bild 2: Verteilung der Untersuchungsanlässe für eine MPU in 2013 

Verordnung, FeV). Auch wer die 8-Punkte-Grenze 
im FAER (oder ehemals 18 im VZR) erreicht oder 
überschritten hat („Mehrfach-Punktetäter“ – vgl. 
ehemaliger § 4 StVG) oder als Fahranfänger wie­
derholt gegen Regeln verstoßen hat (vgl. § 2a 
StVG), begründet behördliche Zweifel an der 
Kraftfahreignung (s. Bild 2). 

Bei Zweifeln an der Eignung veranlasst die Fahr­
erlaubnisbehörde, dass der Antragsteller bzw. der 
Fahrerlaubnisinhaber ein Gutachten einer amtlich 
anerkannten Begutachtungsstelle für Fahreignung 
(BfF) beibringt, um die Eignungszweifel auszuräu­
men. Die MPU muss im Endergebnis eine Prog ­
nose zu der behördlich festgelegten Fragestellung 
liefern: Wird der Betroffene in Zukunft erneut mit 
Alkohol (Drogen, Verkehrsdelikten ...) im Straßen­
verkehr auffallen? 

Die Beantwortung der Fragestellung wird gemein­
sam von Psychologen und Ärzten vorgenommen. 
Die körperlichen Aspekte der Fragestellung wer­
den in einer ärztlichen Untersuchung und die psy­
chophysischen anhand einer Leistungstestung ge­
prüft. Im psychologischen Untersuchungsge­
spräch geht es dann vor allem um die persönliche 
Auseinandersetzung des Betroffenen mit seinen 
Delikten und deren Hintergründen sowie um die 
daraus abgeleiteten Konsequenzen (insbesondere 
Veränderungen in Einstellungen und Verhalten), 
und seine weiteren Pläne und Strategien für die 
Zukunft, um Rückfälle zu vermeiden. Federfüh­
rend in den meisten Begutachtungsfällen sind die 
psychologischen Gutachter, wenn es um die Beur­

teilung der Qualität und Nachhaltigkeit von Ein­
stellungs- und Verhaltensänderungen geht. 
Rechtsgrundlagen der Begutachtung ist die FeV 
und damit gemäß Anlage 4 die Begutachtungs ­
leitlinien zur Kraftfahreignung (GRÄCMANN & 
ALBRECHT, 2014). Die Beurteilungskriterien (BK) 
mit den der Urteilsbildung zugrunde liegenden ein­
heitlich anzuwendenden Hypothesen, den zuge­
ordneten Beurteilungskriterien und Indikatoren 
(DGVP & DGVM, 2013) dienen als fachwissen­
schaftliche Grundlagen für die Begutachtung. Die 
Gutachter kommen entweder zu einem positiven 
oder zu einem negativen Ergebnis. 2013 waren je 
nach verkehrs- bzw. strafrechtlichem Anlass zwi­
schen 46 und 62 % der Gutachten positiv. Nega ­
tive Gutachten können unter bestimmten Voraus­
setzungen die Teilnahme an einem anerkannten 
Kurs zur Wiederherstellung der Kraftfahreignung 
empfehlen, nach dessen Abschluss der (Neu-)er­
teilung der Fahrerlaubnis nichts mehr im Wege 
steht. 2013 war das bei 4 % bis 12 % der Gutach­
ten der Fall. Immerhin gingen zwischen 30 % bis 
47 % der Gutachten bei verkehrs- und strafrecht ­
lichen Untersuchungsanlässen vollständig negativ 
aus, d. h. dass die MPU erneut durchlaufen wer­
den muss (s. Tabelle 1). 

Zu begutachtende Personen sollten diese Hinter­
gründe, insbesondere wichtige rechtliche Rege­
lungen und formale Abläufe (z. B. Neuerteilung 
nach Fahrerlaubnisentzug, Ablauf einer MPU), 
kennen. 
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Anlassgruppe geeignet nachschu­
lungsfähig 

ungeeignet Summe 

Tatauffällige 

Verkehrsauffälligkeiten 61 % 1 % 38 % 13.716 

Sonstige strafrechtliche Auffälligkeiten 60 % 1 % 39 % 3.480 

Alkoholauffällige (§ 13 Nr. 2 FeV) 

Alkohol erstmalig * 55 % 12 % 34 % 26.775 

Alkohol wiederholt * 48 % 8 % 44 % 14.322 

Betäubungsmittel- und Medikamentenauffällige 62 % 8 % 30 % 16.374 

Untersuchungen bei Mehrfachfragestellungen (FeV § 11 Abs. 6) 

Alkohol in Kombination mit allgemeinen Verkehrsauffällig­
keiten bzw. sonstigen strafrechtlichen Auffälligkeiten 

46 % 7 % 47 % 6.321 

Alkohol in Kombination mit sonstigen 
Drogen & Medikamenten 

57 % 5 % 38 % 2.063 

Allgemeine Verkehrsauffälligkeit in Kombination 
mit sonstigen strafrechtlichen Auffälligkeiten 

57 % 0,3 % 42 % 2.033 

Sonstige Drogen und Medikamente in Kombination 
mit allgemeinen Verkehrsauffälligkeiten 

57 % 4 % 39 % 2.097 

Sonstige Mehrfachfragestellungen 51 % 4 % 46 % 2.166 

Tab. 1: Begutachtungen der Fahreignung; Anzahl und Ergebnisse der verkehrs- und strafrechtlichen Untersuchungen im Jahr 2013 
(Quelle: BASt) 

2.2 Transparenz der MPU 

Die Transparenz der MPU, und damit des gesam­
ten Systems des Führerscheinrückerhalts (bzw. 
Führerscheinerwerbs), stand in der Vergangenheit 
vielfach in der Kritik. Aus wissenschaftlichen Befun­
den (GLITSCH, BORNEWASSER & DÜNKEL, 
2012) geht hervor, dass mehr als drei Viertel der 
verkehrsauffälligen Kraftfahrer, die sich vor Neuer­
teilung der Fahrerlaubnis einer MPU unterziehen 
müssen, nicht rechtzeitig über die Bedingungen, 
die sie zum Erhalt eines positiven Gutachtens erfül­
len müssen, informiert werden. Fast die Hälfte aller 
Befragten beurteilt die Informationslage als eher 
schlecht. Dabei hat die frühzeitige Information 
einen erheblichen Einfluss auf das Begutachtungs­
ergebnis. Fahrer, die rechtzeitig nach dem Führer­
scheinentzug die entscheidenden Informationen er­
halten, bekommen zu über 60 % bereits beim 
ersten Anlauf ein positives Fahreignungsgutachten. 
Die Erfolgsquote erhöht sich auf über 80 %, wenn 
der rechtzeitig informierte Betroffene eine fahreig­
nungsfördernde Maßnahme besucht hat. Gleichzei­
tig sorgt die rechtzeitige Information der verkehrs­
auffälligen Fahrer für gute Transparenz des gesam­
ten Weges vom Führerscheinverlust zurück zum 
Rückerhalt der Fahrerlaubnis. Je besser sich ein 
Betroffener informiert fühlt, desto kontrollierbarer 
empfindet er das System, vor allem hinsichtlich der 

Durchschaubarkeit und Organisation. Die mangeln­
de Verfügbarkeit von Informationen über die MPU 
wurde vielfach diskutiert und zuletzt auch seitens 
des ehemaligen Bundesministers für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS, jetzt Bundesmi ­
nisteriums für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
BMVI) beanstandet. 

Einen wesentlichen Beitrag zur Erhöhung der 
Transparenz liefert die frühzeitige Aufklärung der 
Betroffenen. Hierzu hatte die BASt im Auftrag des 
BMVBS (jetzt BMVI) im Frühjahr 2012 eine Arbeits­
gruppe gegründet, um die Inhalte für neutrale Infor­
mationen rund um die MPU für die Zielgruppen 
Alkohol-, Drogen- und Punkteauffällige zusammen­
zutragen. Dies beinhaltete zum einen die Aufklä­
rung über den Ablauf der MPU und die Vorausset­
zungen für den Erhalt eines positiven Gutachtens. 
Zum anderen sollten verstärkt Anreize zur frühzei ­
tigen Teilnahme an fahreignungsfördernden psy­
chologischen Maßnahmen kommuniziert und Qua­
litätskriterien für Maßnahmen in diesem gesetzlich 
nicht geregelten Bereich dargestellt werden. Diese 
Informationen sind mittlerweile für jeden über das 
Internet (www.bast.de/mpu) zugänglich. 

Ein diese Maßnahme sinnvoll ergänzender Schritt 
in Richtung Transparenz wären (rechtliche) Rege­
lungen in den Bereichen der Fahreignungsberatung 

www.bast.de/mpu
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und der fahreignungsfördernden Maßnahmen in 
Vorbereitung auf die MPU, denn der Betroffene 
kann gerade im Bereich der Qualifikation des Bera­
ters nicht zuverlässig nachprüfen, ob dieser kom­
petent und seriös arbeitet. Dies wäre aber in die­
sem Sektor unbedingt erforderlich, da es eine Fülle 
von unseriösen und inkompetenten Vorbereitungs­
angeboten gibt, die dem Betroffenen nicht zu einer 
Verhaltensänderung verhelfen (und somit nicht die 
Fahreignung fördern), sondern ihn quasi zum Be­
stehen der MPU coachen, i. S. v. Fragen und Ant­
worten auswendig lernen. Dazu kommen andere 
„MPU-Umgehungsmöglichkeiten“, z. B. Führer­
scheintourismus, deren Wahrscheinlichkeit der In­
anspruchnahme mit jedem negativen Gutachten 
steigt. Neben einer Vielzahl von seriösen und kom­
petenten Angeboten zur Fahreignungsberatung/ 
Fahreignungsförderung im Hinblick auf die MPU 
existiert auf dem Markt ein Überangebot an unse­
riösen und/oder inkompetenten Angeboten. Gibt 
man in der Internet-Suchmaschine „Google“ das 
Schlagwort „MPU-Beratung“ ein, erhält man inner­
halb von 0,23 Sekunden ungefähr 523.000 vorge­
schlagene Ergebnisse. Gibt man „MPU-Vorberei­
tung“ ein, so erhält man immerhin noch 290.000 
Vorschläge [12.2.2014]. KLIPP (2009) führt dazu 
aus: 

„Aufgrund der Tatsache, dass dieser Bereich kei­
nen gesetzlichen Regelungen unterliegt, findet eine 
Qualitätssicherung der Maßnahmen nur auf freiwil­
liger Basis durch den jeweiligen Anbieter statt. Das 
führt dazu, dass auch unseriöse Anbieter ihr Pro­
dukt auf dem Markt anbieten können. Untersuchun­
gen belegen, dass beispielsweise im Internet min­
destens 10 % der Angebote im Bereich MPU-Vor­
bereitung als verdächtig bzw. dubios eingeschätzt 
werden können und weitere 20 % aufgrund fehlen­
der Informationen über den angebotenen Service 
überhaupt nicht hinsichtlich ihrer Seriosität bewer­
tet werden können (FOLLMANN et al., 2008)“ 
(KLIPP, 2009, S. 194). 

Es würde dem Präventionsgedanken des Straßen­
verkehrsrechts entsprechen und damit die Ver­
kehrssicherheit erhöhen, wenn der Verkehrsauffäl ­
lige an einer seriösen und kompetenten fahreig­
nungsfördernden Maßnahme teilgenommen hat 
und die MPU rechtmäßig zu seinen Gunsten aus­
fällt. War eine Maßnahme jedoch unseriös, geht 
dies entweder zu Lasten des Betroffenen, der mit 
hoher Wahrscheinlichkeit ein negatives Gutachten 
erhält oder zu Lasten der Verkehrssicherheit, wenn 
das Gutachten fälschlicherweise positiv ausfällt. Im 

Fall eines negativen Gutachtens hat der Begutach­
tete viel Zeit und Geld aufgebracht. Das Ziel, die 
Wiedererlangung der Fahrerlaubnis, hat er aber 
nicht erreicht. Häufig führt dies zu Beschwerden bei 
den Trägern von Begutachtungsstellen für Fahreig­
nung und den zuständigen Behörden (Landesbe­
hörden, Anerkennungsbehörden, Fahrerlaubnis ­
behörden). Diese müssen entsprechende Be­
schwerden prüfen und beantworten. Das erhöht 
kostenintensiv den administrativen Aufwand – so­
wohl seitens des Trägers als auch der Behörden. 

Es gibt auch immer wieder Begutachtete, die sich 
aus eigener Initiative um Informationen über die 
Anforderungen bemüht haben, die im Interesse der 
Verkehrssicherheit bei der Begutachtung an sie zu 
stellen sind und sich selbst auch in der Bringschuld 
sehen. Auf dieser Grundlage können Gutachter 
immer wieder feststellen, dass es wohl bei aller 
Kritik an fehlender Transparenz der MPU doch 
möglich ist, Informationen zu finden und so weit zu 
nutzen, um schließlich eine positive Beurteilung bei 
einer MPU erreichen zu können. Diese Begutach­
teten zeichnen sich dadurch aus, dass sie kritisch 
und differenziert mit Vorbereitungsangeboten um­
gehen können. Im Umkehrschluss heißt das nur 
zum Teil, dass Begutachtete, die fehlende Informa­
tionen kritisieren, nicht oder nur unzureichend mo­
tiviert sind, sich zu verändern. Wahrscheinlich in 
Abhängigkeit von den noch bestehenden indivi ­
duellen Ressourcen, eigenes Fehlverhalten ange­
messen reflektieren zu können, besteht die Not­
wendigkeit, die Entscheidungskompetenz für eine 
seriöse und kompetente fahreignungsfördernde 
Maßnahme zur Vorbereitung auf die MPU (also zur 
nachhaltigen Verhaltensveränderung) zu unterstüt­
zen. Auch für diese Fälle wären (rechtliche) Rege­
lungen, die den Bereich der Fahreignungsberatung 
und Fahreignungsförderung transparent machen, 
hilfreich. 

Der Arbeitskreis V auf dem 52. Deutschen Ver­
kehrsgerichtstag (VGT) 2014 hat folgende Empfeh­
lung zur vorgestellten Thematik gegeben: „Die 
Qualifikation von Personen, die zur Vorbereitung 
auf die MPU tätig sind, bedarf einer gesetzlichen 
Regelung. So wird es den Betroffenen erleichtert, 
seriöse Anbieter zu finden.“ (Deutscher Verkehrs­
gerichtstag, 2014). 

Bereits im Frühjahr 2013 hat das BMVBS (jetzt 
BMVI) die BASt beauftragt, die Arbeitsgruppe zur 
Erarbeitung des MPU-Infoportals fortzusetzen, um 
ein Konzept zur Qualitätssicherung im rechtlich 
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nicht geregelten Bereich der Fahreignungsbera­
tung und Fahreignungsförderung zu entwickeln. 
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe sind im vorlie­
genden Bericht dargestellt. 

3	 Fahreignungsberatung und 
-förderung 

In vielen Fällen werden die Begriffe „MPU-Bera­
tung“ und „MPU-Vorbereitung“ synonym verwen­
det. In anderen Fällen ist der fahreignungsfördern­
den MPU-Vorbereitung eine klärende MPU-Bera­
tung mit diagnostischer Funktion vorgeschaltet. Aus 
der Perspektive des suchenden Klienten ist der 
Unterschied nicht erkennbar. Fachlich ist es wün­
schenswert, eine Differenzierung der Begriffe und 
der damit bezeichneten Dienstleistungen vorzuneh­
men. An dieser Stelle wird also eine Erklärung zur 
Unterscheidung der Begriffe „Fahreignungsbe ­
ratung“ und „Fahreignungsförderung“ gegeben. 
Sicherlich kann die Fahreignungsberatung als früh­
zeitiger Bestandteil einer verkehrspsychologischen 
Fahreignungsförderung angesehen werden. Auf­
grund jeweilig spezifischer Merkmale ist es aller­
dings sinnvoll, die Ziele und Eckdaten gesondert 
darzustellen. 

Eckdaten und Ziele einer Fahreignungs­
beratung 

Eine Fahreignungsberatung zeichnet sich durch 
einen einmaligen Kontakt zwischen Klient und Be­
rater aus. Sie findet im Einzel-Setting statt. 

Hierbei soll gem. den jeweils gültigen fachlichen 
Standards (z. B. Beurteilungskriterien Fahreig­
nung) eine diagnostische Momentaufnahme erfol­
gen, in der der Schweregrad des den Verkehrsauf­
fälligkeiten zugrundeliegenden Problemverhaltens 
erfasst sowie mögliche bereits vollzogene Verän­
derungsschritte des Klienten identifiziert werden. 

Als Grundlage für den evtl. sich anschließenden 
Prozess der Fahreignungsförderung dient dann 
die Beratungsdokumentation. Diese stellt ggf. die 
individuell noch vorhandenen Defizite klar heraus 
und gibt im Sinne einer Prozesstransparenz so­
wohl für den Betroffenen als auch für den Thera­
peuten entscheidende Hinweise für das weitere 
Vorgehen. 

Darüber hinaus soll der Klient bei noch vorhande­
nen Defiziten dazu motiviert werden, sich mit 

seinen individuellen Einstellungs- und Verände­
rungsaspekten auseinanderzusetzen. 

Eckdaten und Ziele der Fahreignungsförderung 

Hierbei handelt es sich in der Regel um ein Mehr-
kontakt-Setting, das entweder in Form von Einzel-
oder Gruppensitzungen stattfindet oder aus deren 
Kombination besteht. Die Fahreignungsförderung 
baut auf dem Ergebnis der Fahreignungsberatung 
auf. Welche konkrete Maßnahme zur Fahreig­
nungsförderung empfohlen wird, ist eine Entschei­
dung des Beraters, die dem Einzelfall angemes­
sen sein muss. Dementsprechend können im Rah­
men dieses Berichts keine detaillierten Betrach­
tungen und standardisierten Empfehlungen zu den 
Zielen, Inhalten und der Dokumentation wie für die 
Fahreignungsberatung vorgenommen werden. 
Dennoch sollen an dieser Stelle kurz die Ziele und 
Inhalte der Fahreignungsförderung dargestellt 
werden. 

Wie der Name sagt, soll die Fahreignung gefördert 
werden, womit nicht gemeint ist, dass vordergrün­
dige Frage-Antwort-Schemata zur Vorbereitung 
auf die MPU erarbeitet werden, sondern die psy­
chologischen Hintergründe des problematischen 
Verhaltens, die die Auffälligkeiten im Straßenver­
kehr bedingten, erkannt und verändert werden. Im 
Gegensatz zur Fahreignungsberatung, die einen 
diagnostischen Schwerpunkt hat, stehen hier the­
rapeutische Aspekte im Vordergrund. 

Im Rahmen der Fahreignungsförderung werden 
die in der Beratungsdokumentation festgelegten 
Veränderungsziele umgesetzt. Diese Interventio­
nen sollten therapietheoretisch begründet sein, 
also auf Erkenntnissen aus der psychologischen 
Interventionsforschung beruhen. 

Inhaltliche Bearbeitungsschwerpunkte sind z. B.: 

•	 Generierung einer Problemeinsicht, 

•	 individuelle Ursachenanalyse, 

•	 Abstinenz vs. Trinkkontrolle, 

•	 Entwicklung und Erprobung von Verhaltens­
änderungen, 

•	 Mobilisierung von Ressourcen für Verhaltens­
änderungen, 

•	 Sensibilisierung für die Rückfallgefährdung. 
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3.1 Fahreignungsberatung 

„Beratung ist ein zwischenmenschlicher Prozess 
(Interaktion), in welchem eine Person (der Ratsu­
chende oder Klient) in und durch die Interaktion mit 
einer anderen Person (dem Berater) mehr Klarheit 
über eigene Probleme und deren Bewältigungs­
möglichkeiten gewinnt. Das Ziel von Beratung ist 
die Förderung von Problemlösekompetenz“ 
(RECHTIEN 1998). 

In dieser allgemeinen Definition von Beratung ist der 
Klient der Akteur: Er hat ein Problem, das er lösen 
muss. In der Regel hat er bereits mehr oder weniger 
differenzierte Vorstellungen darüber entwickelt, was 
sein Problem ist; ggf. sieht er auch Möglichkeiten der 
Problemlösung. Der Berater holt ihn im aktuellen 
Stadium seiner Problembearbeitung ab und hilft ihm, 
seine Lage und deren Ursachen (selbst-)kritisch zu 
betrachten und zu beurteilen, Verantwortung zu 
übernehmen, Lösungsstrategien und deren mög ­
liche Konsequenzen zu prüfen und Entscheidungen 
zu treffen, um Erfolg versprechend zu handeln. Kei­
nesfalls wird er dem Klienten seine Erklärungen und 
Lösungsstrategien aufdrängen – z. B. weil er „der 
Profi“ ist und es besser als der Klient weiß; auf diese 
Weise würde Beratung Problemlösekompetenz nicht 
fördern, sondern schwächen. Der Klient soll gestärkt 
aus der Beratung kommen und seinen Weg zur Lö­
sung seiner Probleme fortsetzen. 

Für die Fahreignungsberatung gelten darüber 
hinaus spezielle Akzentsetzungen, die die Natur 
der Problematik und die Rolle des Beraters betref­
fen. 

Bestandteil der Problematik sind Zweifel an der 
Fahreignung. In der Regel steht eine Fahreig­
nungsbegutachtung (MPU) bevor, und der Klient 
sieht sein Hauptproblem darin, den dort gestellten 
Anforderungen gerecht zu werden und ein positives 
Ergebnis zu erreichen. Dazu muss er verstehen, 
was „Fahreignung“ und „Zweifel an der Fahreig­
nung“ – allgemein und in seinem speziellen Fall – 
bedeuten. Um die Zweifel an seiner Fahreignung 
ausräumen zu können muss er nämlich zeigen, 
dass er die persönlichen Hintergründe seiner Ver­
kehrsauffälligkeit(en) ausreichend deutlich erkannt 
und weitgehend verändert hat, d. h. dass er sich 
selbst geändert hat. 

Auch die Rolle des Beraters erfährt eine spezielle 
Akzentsetzung: Hier kann es sich nicht mehr um 
einen Laien handeln; der Berater ist „Sachverständi­
ger“, der dem Klienten hilft, seine Problematik unter 

dem Aspekt der Fahreignungszweifel zu betrachten 
und zu verstehen, welche Anforderungen daraus für 
ihn resultieren. Das heißt, der Berater muss in der 
Lage sein, das Problem, z. B. im Umgang mit Alko­
hol oder Drogen, zu diagnostizieren und der Diag ­
nose angemessene Empfehlungen zu geben. Vor 
allem in Bezug auf den Konsum von psychoaktiven 
Substanzen muss der Berater in der Lage sein, zu 
entscheiden, ob es sich um eine Missbrauchsproble­
matik handelt oder es sogar Hinweise auf eine Ab­
hängigkeitserkrankung gibt. Dabei sollte beachtet 
werden, dass die alleinige Interpretation der gemes­
senen BAK oder anderer Blutserumwerte mit dazu­
gehöriger Uhrzeit der Messung (und der Auffälligkeit) 
für eine Feststellung des Fahreignungsstatus, und 
den somit zu erfüllenden Anforderungen für ein posi­
tives Gutachten, nicht ausreicht. Weitreichende In­
formationen zu den Konsumgewohnheiten und er­
lebten Konsequenzen sind von der beratenden Per­
son in dem persönlichen Gespräch einzuholen. Für 
den Bereich der allgemeinen Verkehrsauffälligkeiten 
und Straftaten gestaltet sich die diagnostische Auf­
gabe noch komplexer. Die Hintergründe der Auffäl­
ligkeiten mit den auslösenden und aufrechterhalten­
den Bedingungen und die Funktionalität des regel­
widrigen Verhaltens (s. auch GLITSCH & BORNE­
WASSER, 2013) müssen in relativ kurzer zur Verfü­
gung stehender Zeit identifiziert und erörtert werden. 
Ggf. muss eine Störung der emotionalen und sozia­
len Entwicklung von einer weniger schwerwiegen­
den, auf fehlender Anpassungsbereitschaft basie­
renden Problematik differential-diagnostisch abge­
grenzt werden. Hierfür sind Kenntnisse und Erfah­
rungen in psychologischer Diagnostik und im Um­
gang mit den üblichen klinisch-psychologischen 
Diagnosesystemen [ICD-10 (DILLING, MOMBUR 
& SCHMIDT, 2004) und DSM-IV-TR (SAß, 
WITTCHEN, & ZAUDIG, (2003)] unbedingt erforder­
lich. Insbesondere in Bezug auf die richtigen Emp­
fehlungen ist darüber hinaus fundiertes Wissen über 
die Beurteilungskriterien (DGVP & DGVM, 2013) ge­
fordert. Die Rolle des Fahreignungsberaters beinhal­
tet also den deutlich aktiveren Part des Diagnos ­
tikers, „Übersetzers“, Vermittlers (von Informationen) 
und Ratgebers (der Lösungswege vorschlägt). Bei 
einem hoch komplexen Konstrukt wie der Fahreig­
nung führen Mängel in der Expertise einer beraten­
den Person zu einer geringeren Güte der Beratung 
und zu höheren Fehlerquoten. Dies kann sich einer­
seits in einer höhere Durchfallquote bei der MPU 
und andererseits schlimmstenfalls in einer höheren 
Rate von erneuten Auffälligkeiten trotz bestandener 
MPU auswirken. 



 

14 

3.2	 Bestehende Beratungsansätze im 
Bereich der Verkehrspsychologie 

Der Vergleich mit bestehenden verkehrspsycholo­
gischen Beratungsaufgaben und -konzepten lässt 
erkennen, was die Fahreignungsberatung leisten 
(oder auch nicht leisten) kann. 

Verkehrspsychologische Beratung (§ 2a Abs. 7 
StVG, bis 30.4.2014 auch § 4 Abs. 9 StVG) 

„In der verkehrspsychologischen Beratung soll der 
Inhaber einer Fahrerlaubnis auf Probe (ehemals 
auch Fahrerlaubnisinhaber) veranlasst werden, 
Mängel in seiner Einstellung zum Straßenverkehr 
und im verkehrssicheren Verhalten zu erkennen 
und die Bereitschaft zu entwickeln, diese Mängel 
abzubauen. (...) Der Berater soll die Ursachen der 
Mängel aufklären und Wege zu ihrer Beseitigung 
aufzeigen.“ 

Auch hier ist die aktive Rolle des Klienten erkenn­
bar: Der Fahrerlaubnisinhaber soll „veranlasst“, 
d. h. motiviert werden, etwas zu tun, nämlich zu er­
kennen und zu entwickeln. Die Beraterrolle ist auch 
hier auf Qualifikation gegründet (§ 71 FeV) und wird 
mit „Ursachen aufklären“ und „Wege aufzeigen“ be­
schrieben. Die Beratung als Intervention besteht je­
doch offenbar nicht darin, einen konkreten Verhal­
tensänderungsprozess („Mängel abbauen“) bis hin 
zu einer Stabilisierung eines Zielverhaltens zu be­
gleiten; es soll lediglich eine „Bereitschaft“ dazu 
entwickelt werden. Angesichts des zur Verfügung 
stehenden geringen Zeitbudgets für die Beratung 
(3 Stunden) ist diese Beschränkung sicher sinnvoll; 
ebenso kann die Ursachenklärung (Tiefe, Breite) 
nur in begrenztem Maße erfolgen. Die Ziele der 
Beratung orientieren sich hier am realistischerwei­
se Machbaren. 

Fahreignungsseminar 

(§ 4a StVG; § 42 Abs. 6 FeV, seit 1.5.2014)
 

Das im Rahmen des erneuerten Punktesystems im­
plementierte Fahreignungsseminar umfasst eine 
verkehrspädagogische und eine verkehrspsycholo­
gische Teilmaßnahme. Für Letztere ist bemerkens­
werterweise nicht die Seminarform, sondern ein 
Beratungssetting vorgeschrieben. 

Unterschiedliche Akzente setzen auch die Be­
schreibungen der Seminarziele. Laut StVG soll „er­
reicht werden, dass die Teilnehmer relevante Män­
gel in ihrem Verkehrs- und insbesondere in ihrem 

Fahrverhalten erkennen und abbauen“. Beide Teil­
maßnahmen sollen die Teilnehmer zu Erkenntnis­
sen, aber auch zu Verhaltensänderungen („relevan­
te Mängel abbauen“) veranlassen. In der FeV wer­
den die Seminarziele dagegen etwas vorsichtiger 
beschrieben: „Die verkehrspsychologische Teil­
maßnahme zielt darauf ab, dem Teilnehmer Zu­
sammenhänge zwischen auslösenden und auf­
rechterhaltenden Bedingungen des regelwidrigen 
Verkehrsverhaltens aufzuzeigen. Sie soll beim Teil­
nehmer Reflektionsbereitschaft erzeugen und Ver­
änderungsbereitschaft schaffen“. 

Ähnlich wie in der Verkehrspsychologischen Bera­
tung soll auch im begrenzten zeitlichen Rahmen 
des Fahreignungsseminars (2 x 75 Min.) „auf­
gezeigt“ und „Bereitschaft erzeugt bzw. geschaffen“ 
werden. Auch hier wird die erforderliche Qualifi­
kation des Beraters beschrieben (§ 4a StVG, § 43 
FeV). 

Insgesamt lassen die betrachteten Bestimmungen, 
im Falle der Verkehrspsychologischen Beratung 
auch die Erfahrungen (aus der Evaluation), es rat­
sam erscheinen, die Ziele einer Intervention „Fahr­
eignungsberatung“ realistisch zu formulieren. Be­
trachtet man den in klinisch-psychologischen Inter­
ventionen notwendigen Zeitaufwand für das Errei­
chen stabiler Verhaltensänderungen (viele Monate, 
Stundenzahlen von 40, 80 oder mehr), so verwun­
dert dies nicht. Was in einer ein- oder zweistün ­
digen Beratungssitzung erreicht werden kann, ist 
vorsichtig zu formulieren. 

3.3	 Das Konzept der Fahreignungs ­
beratung 

Die Zielgruppe der verkehrspsychologischen Fahr­
eignungsberatung sind Personen, die ihren Wohn­
sitz in Deutschland haben und die Mängel der 
Fahreignung aufweisen. In der Regel steht eine 
MPU (vor allem nach Fahrerlaubnisentzug oder 
-verzicht als Voraussetzung für Erwerb oder Erhalt 
der Fahrerlaubnis) bevor. 

3.3.1 Ziele 

Die Ziele der Beratung sind nachfolgend darge­
stellt. 

1. Informationsvermittlung/Aufklärung: Klärung der 
Problemsituation des Klienten im straf- und ver­
waltungsrechtlichen Prozedere, Informations­
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vermittlung zu wichtigen Themen (z. B. Fahreig­
nung, Fahrerlaubnisentziehung bzw. -verzicht, 
Rückfallkonsequenzen, MPU) und zu (weiteren) 
Abläufen. 

2. Problemanalyse/Diagnostik: Klärung der Situa ­
tion in Bezug auf den Stand seiner Auseinan­
dersetzung mit dem Delikt und dessen Hinter­
gründen (Problembewusstsein) sowie den da ­
raus gezogenen rückfallmindernden Konse­
quenzen (Veränderung). Individuelle Standort­
bestimmung durch diagnostische Einschätzung 
des Klienten und seines Fahreignungsstatus 
(auf Basis der Begutachtungs-Leitlinien und Be­
urteilungskriterien). 

3.	 Anbieter-neutrale Handlungsempfehlungen: 
(„sinnvolle nächste Schritte“), ggf. für Rehabili ­
tationsmaßnahmen. 

4. Motivierung zur Problemlösung: Motivierung zu 
angemessenen Einstellungs- und Verhaltensän­
derungen, Stärkung der Kontrollüberzeugungen 
bzgl. MPU 

5. Entscheidungskompetenz für seriöse und kom­
petente fahreignungsfördernde Maßnahme er­
höhen 

3.3.2 Inhalte 

Im Folgenden werden Inhalte der Fahreignungs ­
beratung dargestellt. Auswahl und chronologische 
Abfolge der Beratungsschwerpunkte können im 
Rahmen der Berater-/Klienten-Interaktion adaptiv 
variiert werden. Das Beratungsgespräch dauert ins­
gesamt 60 bis 120 Minuten. 

1. Einleitung 

Vorstellung des Beraters, Hinweise auf Schweige­
pflicht, Ziele der Beratung, Erfragung von Vorstel­
lungen (Wünschen, Erwartungen, Befürchtungen) 
des Klienten bzgl. der Beratung. 

Der Berater ermutigt den Klienten zu Offenheit, 
Ehrlichkeit und Selbstkritik im Gespräch als not­
wendige Voraussetzung für eine erfolgreiche Bera­
tung. 

2. Diagnostik und Problemklärung 

•	 Befragung des Klienten zum Beratungsan­
lass, z. B. wegen des Fahrerlaubnisentzu­
ges/-verzichts, und zum Delikt/zu Delikten. 

•	 Klärung der Fragestellung einer in der Regel 
bevorstehenden MPU. 

•	 Sichtung objektiver Informationen (vom 
Klienten mitgebrachten Unterlagen; Bei­
spiele: Schreiben der Fahrerlaubnisbehörde, 
ggf. MPU-Gutachten, Gerichtsurteile, Straf­
befehle, VZR-Auszug, dokumentierte Labor-
werte). 

•	 Ggf. Informationsvermittlung: Der Klient er­
hält speziell auf seine Situation zugeschnitte­
ne Informationen über Hintergründe und 
Rahmenbedingungen seiner Problemsitua ­
tion (z. B. Fahreignung: Eignungsbegriff, 
Anlässe für Zweifel an der Eignung, gesetz­
liche Grundlagen etc.); Fahrerlaubnisent­
zug/-verzicht; MPU: Abläufe [Antrag auf Wie­
dererteilung, Wahl der Begutachtungsstelle 
für Fahreignung (BfF), Terminvereinbarung; 
MPU mit medizinischer Untersuchung, (Leis ­
tungs-) Testdiagnostik und Gespräch mit 
dem Psychologen; Protokollierung, Ergeb­
nismitteilung] und mögliche Ergebnisse der 
MPU (positiv, negativ, Kursempfehlung). 

•	 Wie definiert der Klient selbst seine Pro­
bleme (z. B.: „Eignungsdefizit“, Konsumge­
wohnheiten: Alkohol-/Drogenproblematik)? 

•	 Befragung 

–	 zur Person (Familienstand, Beruf, Hobbys 
etc.), 

–	 zu seinen Verkehrsdelikten (Schilderung 
der Auffälligkeiten; vorheriger Alkohol-/ 
Drogenkonsum), 

–	 zu seinen Konsumgewohnheiten, 

–	 zu den Hintergründen der Delikte und des 
Konsums, 

–	 zu geplanten oder bereits eingeführten 
Veränderungen hinsichtlich seiner Kon­
sumgewohnheiten und Lebensgestaltung 
(u. a.: Abstinenz/kontrolliertes Trinken seit 
wann?) und zu den diesbezüglichen Er­
fahrungen, 

–	 zu den Gründen für eine ggf. vorausge­
gangene negative MPU. 

•	 Sammlung von Eindrücken vom Klienten aus 
der aktuellen Gesprächssituation (Para­
sprache, Mimik, Gestik etc.; Hinweise auf 
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Kontraindikationen). Insbesondere sind 
Glaubwürdigkeit der Angaben, Bagatellisie­
rung, Verleugnung, Abwehr, Selbstkritik, 
Übernahme von Eigenverantwortung, Verän­
derungsbereitschaft und Einschränkungen, 
z. B. Verständigungsprobleme, Suizidalität, 
psychiatrische Erkrankungen etc. diagnos ­
tisch aufschlussreich. Ggf. leitet sich auf­
grund der Angaben des Klienten eine Zuord­
nung zur H0-Hypothese ab. 

•	 Dokumentation der Ergebnisse, 

•	 diagnostische Einschätzung des Klienten 
bzw. seines Fahreignungsstatus. 

Ggf. kann dem Klienten eine kurz gefasste Mit­
schrift des Beratungsgespräches mitgegeben 
bzw. zugesandt werden. 

3. Empfehlungen 

Ermutigung zu konkreten Schritten, die sich aus 
der vorausgehenden Diagnosestellung gem. der 
Beurteilungskriterien ergeben (z. B. Vorstellung 
zur MPU, Inanspruchnahme von Hilfsangeboten 
oder Dienstleistungen wie Verkehrspsychologi­
sche MPU-Vorbereitung, Laborkontrollen der 
Blutwerte, Abstinenzkontrollprogramm, Drogen-
Screening, Entwöhnungstherapie, Selbsthilfe­
gruppe etc.). 

Die Empfehlungen werden ebenfalls in der Be­
ratungsdokumentation festgehalten. 

3.3.3 Beratungsdokumentation zur verkehrs ­
psychologischen Fahreignungsberatung 

Der Aufbau der Dokumentation orientiert sich an 
den „Zielen“ des Beratungskonzepts. Dokumentiert 
werden folglich (neben den vom Klienten mitge­
brachten Unterlagen) 

1. Die Gesprächsergebnisse: 

•	 die Fragestellung einer ggf. bevorstehenden 
MPU, 

•	 die Definition der Probleme und Lösungs­
möglichkeiten durch den Klienten selbst, 

•	 die Auswertung der Befragung. 

2. Die diagnostische Einschätzung des Klienten 
unter Berücksichtigung der Beurteilungskri­
terien. 

Beispieldokumentation 

Herr/Frau …. nahm am …. in .... an einer Fahreig­
nungsberatung teil. Ziele der Beratung waren eine 
Prüfung, inwieweit Fahreignungsmängel bestehen, 
sowie ggf. Empfehlungen für eine angemessene 
Bearbeitung dieser Mängel. 

Zur Beratung brachte der Klient die folgenden Un­
terlagen mit: 


[....]
 

Falls eine MPU zu erwarten ist, lautet die Frage­
stellung:
 

[....]
 

1. Definition der Problematik und der Lösungs­
möglichkeiten durch den Klienten selbst:
 

[….]
 

2. Einschätzung der Ausprägung der Problematik 
aus fachlicher Sicht:
 

[….]
 

3. Formulierung der Hypothese (z. B. „Herr/Frau 
N .... ist nicht dauerhaft in der Lage, mit Alkohol 
kontrolliert umzugehen“), 

•	 Auflistung der Kriterien/Indikatoren, welche 
die Hypothese untermauern (incl. Zitate aus 
dem Beratungsgespräch) 

•	 ….. 

•	 ….. 

4. Einschätzung des (aktuellen) 	Ausmaßes der 
Problembewältigung 

Auflistung der erfüllten und nicht erfüllten Krite­
rien/Indikatoren für eine angemessene Problem­
bewältigung 

Positiv zu werten ist, 

•	 dass Herr/Frau N …. (ggf. mit Zitaten aus 
seinen/ihren Angaben) 

•	 ..... 

•	 ..... 

Als problematisch ist zum gegenwärtigen Zeit­
punkt noch zu bewerten, 

•	 dass Herr/Frau N …. (ggf. mit Zitaten aus 
seinen/ihren Angaben) 

•	 ..... 

•	 ..... 
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5. Beratungsergebnis und Empfehlungen 

z. B.: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen 
(keine/erhebliche) Fahreignungsmängel vor. 

Um seine/ihre Fahreignung zu verbessern, soll­
te Herr/Frau N ... z. B. 

•	 sein/ihr Konsumverhalten ändern (Abstinenz, 
Verzicht ...) 

•	 die zugrunde liegende Problematik intensiver 
aufarbeiten 

•	 .... 

•	 ggf. zur Unterstützung eine verkehrspsycho­
logische Begleitung in Anspruch nehmen 

•	 ggf. Drogenscreenings, Abstinenzchecks 
usw. 

6. Titel, Name, Unterschrift der beratenden Person 

3.4	 Qualifikation der Fahreignungs ­
beratenden und derer, die fahr ­
eignungsfördernde Maßnahmen 
durchführen 

Damit die Fahreignungsberatung mit ihren diag ­
nostischen und motivierenden Aufgaben und die 
Fahreignungsförderung mit ihrer therapeutischen 
Aufgabe, die auf eine langfristig stabile Verhaltens­
änderung abzielt, seriös und kompetent durchge­
führt werden können, sind besondere Anforderun­
gen an die Qualifikation der Durchführenden zu 
stellen. 

3.4.1 Generelle Anforderungen im Hinblick auf 
die Ziele der Fahreignungsberatung und 
-förderung 

Schon seit den Anfängen der wissenschaftlichen 
Teildisziplinen der Verkehrspsychologie und der 
Verkehrsmedizin gilt es als wissenschaftlich be­
gründet und unumstritten, dass die Kraftfahreig­
nung ein interdisziplinäres medizinisch-psychologi­
sches Konstrukt ist. Daher ist es nur folgerichtig, 
dass sich mit der Diagnostik und Förderung der 
Kraftfahreignung ausschließlich Verkehrspsycholo­
gen und Verkehrsmediziner zu beschäftigen haben. 
Da im Rahmen der Medizinisch-Psychologischen 
Untersuchung Aspekte der Kraftfahreignung begut­
achtet werden, kann jede „Vorbereitung“ auf die 
MPU nur entweder eine verkehrsmedizinische Vor­
bereitung oder eine verkehrspsychologische Vorbe­
reitung sein. Die Profession der in der Fahreig­

nungsberatung und -förderung tätigen Person – ob 
Medizin oder Psychologie – ergibt sich dabei aus 
dem Anlass der Begutachtung: bei medizinischen 
Fragestellungen, wie z. B. Herz-Kreislauf-Erkran­
kungen, Diabetes mellitus oder Epilepsie, kann nur 
der Verkehrsmediziner seriös und kompetent bera­
ten und bei Fragestellungen, die Einstellung und 
Verhalten betreffen (d. h. Alkohol-, Drogen- und 
Punkteauffälligkeiten), entsprechend nur der Ver­
kehrspsychologe. 

Eine psychologische Fahreignungsberatung ist als 
Ausgangspunkt einer Interventionsmaßnahme eine 
diagnostische Status-Quo-Erfassung. Im Rahmen 
des Beratungsgesprächs werden die individuellen 
Gegebenheiten, die in der individuellen Entwick­
lung verantwortlich für das Zustandekommen der 
Verkehrsvorgeschichte waren, aufgerollt, themati­
siert und zusammengefasst. D. h. die äußeren, in­
neren und motivationalen Bedingungen des Pro­
blemverhaltens sollten differenziert ermittelt wer­
den. Darüber hinaus muss die beratende Person 
einschätzen, ob ein mögliches verändertes Verhal­
ten in der Zukunft stabil bleibt, welche Ressourcen 
zur Aufrechterhaltung einer langfristig verkehrs ­
sicheren Verkehrsteilnahme im Einzelfall vorliegen. 
Auch hier muss die beratende Person z. B. klären, 
wie die Motive des Betroffenen ausgerichtet sind: 
eher funktional kurzfristig orientiert oder proble­
mange-messen langfristig. Erst nach Abklärung 
dieser Sachverhalte kann bedarfsgerecht eine an­
gemessene Empfehlung zur Wiederherstellung der 
Kraftfahreignung ausgesprochen werden und der 
Auffällige motiviert werden, daran zu glauben, dass 
eine nachhaltige Veränderung seiner Gewohn ­
heiten möglich ist. 

Personen, die in der Fahreignungsberatung und 
-förderung tätig sind, nutzen das psychologische 
Gespräch als Werkzeug. Die inhaltliche Messlatte 
für die Formulierung von Empfehlungen sind die 
Begutachtungsleitlinien und die Beurteilungskrite­
rien; letztere insbesondere als Stand der Wissen­
schaft in den Bereichen der Verhaltens- und Ein­
stellungsänderung, sowie der Motivforschung. Zur 
Erreichung einer stabilen Änderungsmotivation und 
Unterstützung des Veränderungsprozesses ist die 
Anwendung therapeutischer Gesprächstechniken 
wie z. B. aktives Zuhören, Konfrontation, motivie­
rende Gesprächsführung etc. unabdingbar. Die 
beratene Person sollte eine informierte, aber frei­
willige Entscheidung für eine Verhaltensänderung 
treffen können. Hierzu ist ein funktionierendes Ar­
beitsbündnis zwischen beratender und beratener 
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Person, das geprägt ist von Vertrauen und Empa­
thie, notwendig. Während des gesamten Ände­
rungsprozesses muss der Verkehrsauffällige immer 
wieder neu gegen regelmäßig auftretende eigene 
Widerstände motiviert werden, sein Ziel – eine 
nachhaltige Verhaltensänderung – stetig weiter zu 
verfolgen. Um dies leisten zu können, ist die stän­
dige Interpretation der verbalen und nonverbalen 
Signale des Auffälligen erforderlich. 

Die Qualifikation der Personen, die in Fahreig­
nungsberatung und -förderung tätig sind, muss also 
wissenschaftlich fundiert sein. Verhaltensbezo ­
gene, einstellungsbezogene und motivklärende 
Prozesse, sowie Prozesse der Verhaltensände­
rung, sind die ursprünglichen Themen der Wissen­
schaft der Psychologie und auch nur dort umfas­
send durch Forschungsergebnisse belegt. 

Vor diesem Hintergrund, aber nicht zuletzt auch im 
Sinne des Verbraucherschutzes und der Schutz­
pflicht des Staates vor ungeeigneten Kraftfahrern, 
kann eine psychologische Fahreignungsberatung 
und -förderung nur durch entsprechend qualifizierte 
Diplom- bzw. Master-Psychologen durchgeführt 
werden. 

3.4.2 Anforderungen an die Grundqualifikation 

Als Grundqualifikationen sollten folgende Ausbil­
dungen vorliegen: 

I.	 Diplompsychologe oder gleichwertiger Master4 

in Psychologie 

II. Verkehrspsychologische Ausbildung entweder 

–	 als Gutachter bei einer amtl. anerkannten 
Begutachtungsstelle oder 

–	 als Kursleiter gem. § 70 FeV oder 

–	 als verkehrspsychologischer Berater gem. 
§ 71 FeV oder 

–	 als Fachpsychologe für Verkehrspsychologie 
(BDP) oder 

–	 im Rahmen eines Hochschulstudiums mit 
Schwerpunkt Verkehrspsychologie. 

Hinweise zur Gleichwertigkeit von Master-Abschlüssen er­
hält man unter www.anabin.de. Die Zentralstelle für auslän­
disches Bildungswesen (ZAB) ist die zentrale Stelle für die 
Bewertung ausländischer Qualifikationen in Deutschland. 
Für Inhaber eines ausländischen Hochschulabschlusses 
stellt die ZAB auf Antrag eine individuelle Zeugnisbewertung 
aus (http://www.kmk.org/zab/unsere-aufgaben.html). 

3.4.3 Anforderungen an die Zusatzqualifikation 

Zusätzlich zur Grundqualifikation sind folgende 
fachspezifische Ausbildungen zu fordern: 

I.	 Einweisung in die Begutachtungsleitlinien 
(GRÄCMANN & ALBRECHT, 2014) und die Be­
urteilungskriterien Fahreignung (DGVP & 
DGVM, 2013) 

II. Bei Personen, die in der Fahreignungsförderung 
tätig sind: 

–	 Therapieausbildung und/oder 

–	 Rehabilitationsmaßnahmenspezifische Fort­
bildung. 

3.4.4 Anforderungen zur Aufrechterhaltung der 
Qualifikation 

Um langfristige Durchführungsqualität zu sichern, 
sollten die Verkehrspsychologen regelmäßige Fort­
bildungen besuchen. 

Dies können entweder im Rahmen der Tätigkeit 

•	 als Kursleiter gem. § 70 FeV oder 

•	 als verkehrspsychologischer Berater gem. § 71 
FeV oder 

•	 als Seminarleiter der Verkehrspsychologischen 
Teilmaßnahme der Fahreignungsseminare gem. 
§ 4a StVG oder 

•	 als Fachpsychologe für Verkehrspsychologie 
(BDP) 

erfolgen. Bei Veränderungen der Begutachtungs­
leitlinien und in folge auch der Beurteilungskriterien 
sollte zeitnah eine spezifische Weiterbildungsver­
anstaltung besucht werden. Verkehrspsychologen, 
die nicht als Gutachter für Fahreignung tätig sind, 
sollten zusätzlich regelmäßige MPU-Hospitationen 
durchführen. 

4 Optionen zur Qualitäts ­
sicherung der Fahreignungs ­
beratung und fahreignungs ­
fördernden Maßnahmen 

Im Moment ist die Inanspruchnahme von Fahreig­
nungsberatung und fahreignungsfördernden Maß­
nahmen freiwillig und der Markt nicht reguliert. Es 

4 

http://www.kmk.org/zab/unsere-aufgaben.html
http:www.anabin.de
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wären aber verschiedene Veränderungen mit 
einem unterschiedlichen Grad der Regelung und 
Qualitätssicherung im Bereich der Fahreignungs­
beratung und Fahreignungsförderung möglich. Das 
Niveau der Regulierung und die Ausprägung von 
Qualitätssicherungsmaßnahmen wären abhängig 
von den Konsequenzen (d. h. Rechtsfolgen) der 
Teilnahme und würden sich nach Freiwilligkeit der 
Teilnahme oder Verpflichtung zur Teilnahme unter­
scheiden (s. KLIPP et al., 2009). 

4.1	 Gütesiegel durch eine dafür 
geeignete Organisation oder 
staatlich verwaltete Positivliste 

Im Fall des Aufrechterhalts der freiwilligen Teilnah­
me wäre es wünschenswert, dass der Betroffene 
sich bei seiner Suche nach geeigneten Anbietern 
an einem einzigen, von Experten entwickelten und 
kontrollierten „summarischen“ Kriterium mit dem 
Charakter eines „Gütesiegels“ orientieren könnte. 
Ein solches Gütesiegel dürften nur diejenigen An­
bieter von Fahreignungsberatungen und Fahreig­
nungsförderung führen, die alle Anforderungen an 
Seriosität und Kompetenz erfüllen (s. Kapitel 3). 
Optimal wäre in diesem Fall eine bundesweite Liste 
mit Beratern, die von den Fahrerlaubnisbehörden 
(oder anderen Instanzen) an die Betroffenen aus­
gehändigt werden kann. Hierzu müssten Qualitäts­
kriterien erarbeitet werden, die der Berater/Vorbe­
reiter erfüllen muss, um auf die Liste zu gelangen. 
Es müsste aber auf jeden Fall mindestens eine In­
stanz geben, die bundesweit das Erfüllen der Krite­
rien prüft und diese Liste führt. Ferner müsste es 
zumindest ein Minimum an Überwachung geben, 
die die Einhaltung der Kriterien bei fortgeführtem 
Angebot eines Anbieters regelmäßig kontrolliert. 
Denkbar wäre ein „Gütesiegel“ einer nicht-staat ­
lichen Organisation. Problematisch wäre allerdings, 
dass in einem solchen Fall die Qualitätsstandards 
durch die Organisation selbst und somit beliebig 
festgelegt würden. Erstrebenswerter wäre sicher­
lich eine bundesweite Positivliste einer staatlichen 
Organisation, die jedoch vor dem Hintergrund der 
Zuständigkeiten der Länder für diesen Bereich 
schwierig umzusetzen scheint. Der Vorteil einer 
staatlichen Positivliste läge jedoch klar in der Kenn­
zeichnung einer seriösen und kompetenten Bera­
tung (mit festgelegten Mindeststandards gem. dem 
vorliegenden Bericht) zur besseren Orientierung 
der Betroffenen, die auf der Suche nach einer ge­
eigneten Maßnahme sind. 

4.2	 Amtliche Anerkennung von in der 
Fahreignungsberatung tätigen 
Personen 

Sollte die Teilnahme an einer Fahreignungsbera­
tung (oder fahreignungsfördernden Maßnahme) 
Pflicht sein und rechtliche Konsequenzen haben, 
wäre die amtliche Anerkennung der Durchführen­
den unbedingt notwendig. Eine solche Variante 
schlägt beispielsweise Geiger, Präsident des Ver­
waltungsgerichts München, vor. Er fordert in seinen 
Reformüberlegungen zur Medizinisch-Psychologi­
schen Untersuchung, „die Betroffenen zeitnah nach 
dem Vorfall, der die Anordnung einer MPU notwen­
dig macht, über die Modalitäten zu unterrichten“ 
(GEIGER, 2011, S. 53). Er verweist dabei auch auf 
die Tendenz der Betroffenen Informationen zu igno­
rieren und schlägt vor, einen Kurs zur Vorbereitung 
auf die MPU verpflichtend einzuführen. Er lagert 
diese Verpflichtung im Strafrecht an, wohl vor 
allem, um so die frühzeitige und zeitnahe Beratung 
zu gewährleisten5. Die Verpflichtung, eine Maßnah­
me zu besuchen, gibt es bereits in anderen euro­
päischen Ländern (Niederlande, Österreich und Ita­
lien). Dort müssen Alkoholauffällige bei Erreichen 
einer bestimmten BAK an einer längerfristigen 
Maßnahme (zwischen 12 und 25 Stunden) teilneh­
men, um die Fahrerlaubnis wieder zu erhalten bzw. 
nicht zu verlieren. Im Fall einer Pflichtteilnahme mit 
solchen Konsequenzen (Rechtsfolgen) wäre ein 
entsprechend hohes Maß an Qualitätssicherung 
(z. B. wie im Bereich der § 70-Kurse) erforderlich. 
Vorteilhaft wäre, dass man dadurch viele Betroffene 
erreichen könnte und ausreichend Zeit zur Motiva­
tionsarbeit in Hinblick auf eine Verhaltensänderung 
hätte. Das Problem bei einer einheitlichen Pflicht­
maßnahme wäre sicher, dass keine Klärung der in­
dividuellen Indikation erfolgen könnte und die Maß­
nahme somit nicht für die gesamte Klientel ange­
messen wäre. 

Eine niedrigschwellige Variante, die derzeit in Wis­
senschaft und Praxis verstärkt diskutiert wird, ist 
eine obligatorische Fahreignungsberatung. Bei­
spielsweise empfehlen GLITSCH und Kollegen 
(2012) auf Basis der Untersuchungsergebnisse 
zum Rehabilitationsverlauf verkehrsauffälliger 
Kraftfahrer „spätestens zu Beginn der Sperrfrist 

5 Problematisch wäre dabei, dass Drogenauffällige von dieser 
Maßnahme nicht betroffen würden, da der Entzug der Fahr­
erlaubnis bei Drogenauffälligen in der Regel auf verwal­
tungsrechtlicher Basis erfolgt. 
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eine obligatorische Statusdiagnostik mit Beratung 
und individueller Maßnahmenplanung zu installie­
ren“ (GLITSCH et al., 2012, S. 3). Auch auf der 
Klausurtagung des VdTÜV am 22./23. November 
2012 in Berlin wurde diese Thematik diskutiert. Im 
Arbeitskreis „Zertifizierter Berater“ waren die Exper­
ten der Meinung, es müsse für Berater eine amt ­
liche Anerkennung geben. Hinsichtlich der Anforde­
rungen an die Qualifikation für eine amtliche Aner­
kennung stimmten die Forderungen des Arbeits­
kreises der Klausurtagung mit den Anforderungen 
dieser Arbeitsgruppe überein (s. Kapitel 3.4). Da ­
rüber hinaus wurden jedoch der Nachweis eines 
Qualitätssicherungskonzepts und die Vorlage eines 
wissenschaftlich begründeten Beratungskonzepts 
gefordert. Bezüglich des Beratungszeitpunktes gab 
es auch hier die Empfehlung, die Beratung solle so 
früh wie möglich und möglichst zeitnah zur Auffäl­
ligkeit erfolgen. Zu einer Verankerung der Beratung 
im Normensystem wurde vorgeschlagen, dass in 
konkret definierten Fallgestaltungen der Nachweis 
über die Teilnahme an einer Beratung bei Antrag­
stellung auf Neuerteilung einer Fahrerlaubnis vor­
gelegt werden müsse. Die Beratungsinhalte sollten 
dann in der Fahrerlaubnisverordnung (FeV) defi­
niert sein und die Behörde müsste unmittelbar nach 
Kenntnis des belastenden Ereignisses den Betrof­
fenen auf die Beratungsverpflichtung hinweisen. 
Insbesondere vor dem Hintergrund, dass inzwi­

schen zunehmend bereits bei niedrigeren BAK 
bei strafrechtlich relevanten Alkoholauffälligkeiten 
eine MPU angeordnet wird, hätte man durch eine 
obligatorische Beratung eine kostengünstige, 
indivi duell angemessene und minimal invasivere 
Variante als ersten Schritt zu einer optimalen Wie­
derherstellung der Fahreignung. 

Durch eine obligatorische Fahreignungsberatung 
käme man auch der Forderung des Arbeitskreis V 
des 52. Deutschen Verkehrsgerichtstags nach: 
„Eine frühzeitige und umfassende Information der 
Betroffenen ist erforderlich. Über Voraussetzungen, 
Abläufe und Rechtsfolgen der MPU haben bereits 
die Ermittlungsbehörden frühestmöglich zu infor­
mieren.“ 

In der Arbeitsgruppe der BASt herrscht Konsens, 
dass eine Beratungspflicht bei jedem Entzug/Ver­
zicht der Fahrerlaubnis (auch Fahrradfahrer etc.) 
wegen Alkohol, Drogen oder Punkten im Fahreig­
nungsregister als Voraussetzung für die Neuertei­
lung, nachgewiesen anhand einer Bescheinigung 
(nicht anhand des Protokolls), eine sinnvolle Maß­
nahme zur Erhöhung der Verkehrssicherheit ist. 

4.3	 Tabellarische Übersicht über Vor- 
und Nachteile der verschiedenen 
Optionen der Qualitätssicherung 

MPU-Beratung/Vorbereitung 

(+ = positiver Einfluss auf die Verkehrssicherheit, 

o = nicht abschätzbarer Einfluss auf die Verkehrssicherheit, 

- = ungünstiger Einfluss auf die Verkehrssicherheit) 

heutiger Zustand - grauer Markt 

- Desorientierung 

- Informationsdefizite 

- Beschwerden wg. negativer MPU 

- Beschwerden wg. unseriösen, inkompetenten Beratern 

- Staat hat keine Eingriffsmöglichkeiten  

- Beratung als Lock-Angebot für unseriöse Vorbereiter 
(über den Preis für die Beratung) 

- kein Vertrauen in Anbieter (Selbstverwaltung)  

- Lenkung von Kundenströmen 

- falsche Vorbereitungskarrieren  

- falsche Versprechungen (Erfolgsgarantien)  

- Herbeiführung falsch positiver Gutachten 

Gütesiegel durch eine nicht-staatliche 
Organisation 

+ Definition von Qualitätsstandards durch die Organisation  

- Gefahr der Definition beliebiger Qualitätsstandards 

o Verpflichtung auf Einhaltung der (beliebigen) Qualitätsstandards  

o Kennzeichnung von Beratern gem. Gütesiegel  

o Sicherstellung der Eingangsqualifikation  

- Staat hat keine Eingriffsmöglichkeiten 
(s. Fachärzte mit Verkehrsmedizinischer Qualifikation)  

- Qualität des Gütesiegels wird über den Markt geregelt 
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MPU-Beratung/Vorbereitung 

(+ = positiver Einfluss auf die Verkehrssicherheit, 

o = nicht abschätzbarer Einfluss auf die Verkehrssicherheit, 

- = ungünstiger Einfluss auf die Verkehrssicherheit) 

staatl. verwaltete Positivliste + Kennzeichnung von seriösen und kompetenten Beratern  

+ Sicherstellung der Eingangsqualifikation  

+ Verpflichtung auf Einhaltung der Qualitätsstandards  

- keine Rechtssicherheit (weder für Anbieter noch für Betroffenen) 

Amtliche Anerkennung von Verkehrspsychologen 
(VerkehrsPsych§, s. Kapitel 6) 

+ Definition der Qualitätsstandards per Gesetz  

+ geschützte Berufsbezeichnung für seriöse und kompetente Berater  

+ Minimierung der falsch positiven Gutachten aufgrund unseriöser, 
inkompetenter Beratung 

+ kontinuierliche Qualitätsüberwachung möglich  

+ Verpflichtung auf Einhaltung der Qualitätsstandards 

4.4	 Vorschlag für das Anerkennungs ­
verfahren und die Überwachung 

Da die Maßnahme bei den angedachten Voraus­
setzungen (Entziehung der Fahrerlaubnis) einset­
zen soll und dazu beitragen soll, dass ein Betroffe­
ner die Fortsetzung einer kritisch zu bewertenden 
Entwicklung vermeiden kann, müssen die Anforde­
rungen an die Schnittstelle Berater eindeutig fest­
gelegt werden. Auch der Umfang und Rahmen, der 
die Maßnahme beschreibt, müssen festgelegt wer­
den und verpflichtend sein, um ein angemessen 
hohes Niveau der Maßnahme zu gewährleisten. 
Dabei geht es zunächst nicht um die Erwartung an 
einen Erfolg, aber um die Festlegung des Ange­
bots. Zudem ist ein verbindliches Leistungsprofil er­
forderlich, um ggf. spätere Erweiterungen der An­
wendung sowohl inhaltlich, wie auch hinsichtlich 
einer möglichen Rechts wirkung auf ein vergleich­
bares Niveau zu stellen. 

Eine Anerkennung von Beratern kann analog den 
§§ 36, 43 FeV oder § 4a StVG erfolgen. Die Über­
wachung der ordnungsgemäßen Durchführung 
der Beratung sollte analog der Überwachung der 
verkehrspsychologischen Teilmaßnahme der 
Fahreignungsseminare (FES) durchgeführt wer­
den. Da es im Bereich der gesetzlich geregelten 
verkehrspsychologischen Tätigkeiten (nach 
§§ 36, 66, 70, 71 FeV und § 4a StVG) äußerst 
ähnliche Qualifika tionsanforderungen gibt (siehe 
Tabelle 3), jedoch auf jedwede Tätigkeit be­
schränkte Anerkennungsverfahren zu durchlaufen 
sind, wäre ein einheitliches Anerkennungs- und 
Überwachungsverfahren wünschenswert. Dies 

würde den Aufwand bei den zuständigen Anerken­
nungsbehörden deutlich reduzieren. Operationali­
siert werden könnte dies im Rahmen eines Para­
grafen „Verkehrspsychologen-§ (Verkehrs-
Psych§)“, der im StVG verankert wird. Hier könnte 
die Grundquali-fikation einheitlich geregelt sein 
und über die Zusatzqualifikation die Tätigkeits­
bereiche definiert werden. Eine Vereinheitlichung 
der verkehrspsychologischen Ausbildungen im 
Rahmen von Masterstudiengängen würde die 
Implementierung eines VerkehrsPsych§ stützen 
und zusätzlich das Anerkennungsverfahren er­
leichtern. 

Denkbar wäre auch, die Beratung in staatliche 
Hände zu geben und bedarfsabhängig bei den 
Führerscheinstellen anzusiedeln, d. h. dass ein 
beispielsweise vom Land angestellter Verkehrs­
psychologe den Beratungsbedarf mehrerer Führer­
scheinstellen abdeckt. Damit wären die Neutralität 
und die Freiheit von wirtschaftlichen Interessen der 
Beratenden gewährleistet. 
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Qualifi- Gutachter Seminarleiter Kursleiter Verkehrs- Seminar­ (MPU- MPU­
kation Anlage 14 besondere § 70 FeV psycho­ erlaubnis oder Vorbereitung 

zu § 66 FeV Aufbau logische FES Führerschein-) (Verkehrs­
seminare Beratung § 4a StVG Beratung therapie) 
§ 36 FeV § 71 FeV 

Studium Abschluss eines Hochschulstudiums als Diplom-Psychologe oder eines gleichwertigen Master-Abschlusses 
in Psychologie 

Verkehrs­
psycho­
logie 

verkehrspsychologischen Ausbildung an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule oder bei einer Stelle, die sich 
mit der Begutachtung oder Wiederherstellung der Kraftfahreignung befasst oder eine fachpsychologische Qualifikation 
nach dem Stand der Wissenschaft 

Kenntnisse mind. 2 Jahre Kenntnisse und Erfahrungen mindestens 3 Jahre Erfahrung mindestens 3 Jahre Erfahrung 
und Erfah­ praktische Berufs­ (Hospitationen) in der Unter- als Seminar- oder Kursleiter, als Seminar- oder Kursleiter, 
rungen tätigkeit (in der 

Regel in der 
klinischen Psycho­
logie, Arbeits­
psychologie) und 
mindes tens ein­
jährige Praxis in 
der Begutachtung 
der Eignung von 
Kraftfahrern in 
einer Begutach­
tungsstelle für 
Fahreignung 
Fahrerlaubnis Kl. B 

suchung und Begutachtung 
der Eignung von Kraftfahrern, 
die Zuwiderhandlungen gegen 
Vorschriften über das Führen 
von Kraftfahrzeugen unter 
Einfluss von Alkohol oder 
anderen berauschenden 
Mitteln begangen haben 

Gutachter oder durch freiberuf­
liche verkehrspsychologische 
Tätigkeit nach vorherigem 
Erwerb einer Qualifikation als 
klinischer Psychologe oder 
Psychotherapeut oder mindes ­
tens fünfjährige freiberufliche 
verkehrspsychologische 
Tätigkeit 

Gutachter oder durch freiberuf­
liche verkehrspsychologische 
Tätigkeit nach vorherigem Erwerb 
einer Qualifikation als klinischer 
Psychologe oder Psychotherapeut 
oder mindestens fünfjährige frei­
berufliche verkehrspsycholo­
gische 
Tätigkeit 

Programm- Ausbildung als Kursleiter in Einführungs- Fortbildung Fortbildung BK 
spezifisch Kursen für Kraftfahrer, die 

Zuwiderhandlungen gegen 
verkehrsrechtliche Vorschriften 
(unter Einfluss von Alkohol 
oder anderen berauschenden 
Mitteln) begangen haben*; 
Seminarkonzept 

seminar 
Verkehrsrecht 
(min. 16 Std) 

speziell zu BK, 
bei Bedarf auch 
zu Beratungs­
techniken, 
-programm 

und Behand­
lungskonzept 
oder Therapie­
ausbildung 

Fort­ mind. 24 Std./Jahr Länder- QS: 16 Std./J. 16 Std./ 6 Std./Jahr X Std./Jahr X Std./Jahr 
bildungen spezifisch 

(meist JA) 
2 Jahre insbesondere 

die Fahr­
eignung 
betreffend 

insbesondere die 
Fahr­
eignung 
betreffend 

insbesondere 
die Fahr­
eignung 
betreffend 

Persönliche (meist) FAER­ FAER-Auszug FAER-Auszug Falls die Falls die 
Zuverläs- Auszug alle < 2 P. < 2 P. Maßnahme Maßnahme 
sigkeit 3 J. bzw. neu: 

FAER-Auszug 
(BZR-Auszug) 

unmittelbare 
Rechtsfolgen 
hat: FAER-, 
BZR-Auszug 

unmittelbare 
Rechtsfolgen 
hat: FAER-, 
BZR-Auszug 

Sonstiges Bis auf 
Widerruf/ 
befristet 

2 Kurse/Jahr Teilnahme 
QSS 

„Seminar­
erlaubnis“; 
QS (Dokumen­
tation) 

Falls die 
Maßnahme 
unmittelbare 
Rechtsfolgen 
hat: Anerken­
nung; QS 
(Dokumen­
tation) 

Falls die 
Maßnahme 
unmittelbare 
Rechtsfolgen 
hat: Anerken­
nung; QS 
(Dokumen­
tation) 

Tab. 3: Anforderungen an die Qualifikation für verschiedene verkehrspsychologische Tätigkeitsfelder 
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5 Empfehlungen 

Der Arbeitskreis V beim 52. VGT in Goslar 2014 hat 
die Reformbemühungen der Projektgruppe zur 
MPU-Reform aufgenommen und bestätigt insbe­
sondere die Arbeit der Arbeitsgruppe zur Qualität in 
MPU-Beratung und -Vorbereitung. 

Folgende Empfehlungen des Arbeitskreis V des 52. 
VGT sind für diese AG von hoher Relevanz: 

1. Die MPU ist ein bewährtes Instrument, das 
nachhaltig zur Verkehrssicherheit beiträgt. Die 
von der Projektgruppe „MPU-Reform“ bereits er­
arbeiteten Maßnahmen – z. B. die Bereitstellung 
des Infoportals auf der Homepage der BASt und 
die Informationsblätter – werden begrüßt. 

2. Eine frühzeitige und umfassende Information 
der Betroffenen ist erforderlich. Über Vorausset­
zungen, Abläufe und Rechtsfolgen der MPU 
haben bereits die Ermittlungsbehörden frühest­
möglich zu informieren. 

3. Die Qualifikation von Personen, die zur Vorbe­
reitung auf die MPU tätig sind, bedarf einer ge­
setzlichen Regelung. So wird es den Betroffe­
nen erleichtert, seriöse Anbieter zu finden. 

Die AG stützt die Empfehlungen und ergänzt sie zur 
Erhöhung der Transparenz und weiteren Qualitäts­
sicherung im Bereich der Fahreignungsberatung 
und fahreignungsfördernden Maßnahmen folgen­
dermaßen: 

1. Eine frühzeitige Beratung ist bei jedem Entzug 
der/Verzicht auf die Fahrerlaubnis (auch Fahr­
radfahrer etc.) eine sinnvolle Maßnahme zur Er­
höhung der Verkehrssicherheit. 

2. Mindestens in den Fällen, in denen eine MPU 
zwingend erforderlich ist, sollte eine obligatori­
sche Beratung eingeführt werden. Insbesondere 
gewährleistet sie eine fachlich fundierte Infor­
mation von MPU-Betroffenen. 

3. Die Beratung sollte die im Bericht definierten An­
forderungen an Ziele, Inhalte und Dokumenta ­
tion erfüllen. 

4. Die rechtliche Regelung hinsichtlich der Qualifi­
kation sollte eine amtliche Anerkennung vorse­
hen. Als Grundqualifikation ist mindestens ein 
Hochschulstudium der Psychologie (Diplom 
oder gleichwertiger Masterabschluss) mit einer 
Zusatzqualifikation „Verkehrspsychologische 
Ausbildung“ zu fordern. 

5. Alle beteiligten Institutionen und Personengrup­
pen müssen sich anhand einer „Positivliste“ 
über den aktuellen Stand der in Deutschland 
amtlich anerkannten „MPU-Berater und -Vorbe­
reiter“ informieren können. 

6. Um die verschiedenen Verfahren der amtlichen 
Anerkennung und Qualitätsüberwachung für die 
zuständigen Behörden zu erleichtern, sollten die 
Qualifikationsmerkmale und Tätigkeiten von 
Verkehrspsychologen im Rahmen eines „Ver­
kehrspsychologen-Paragraphen (Verkehrs-
Psych§)“ im StVG geregelt werden. 
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